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Im Laufe des heutigen Nachmittags wird ein 
Extrablatt der Breslauer Zeitung, enthaltend die 
Thronrede Sr. Majeſtät des Königs, ausgegeben 
werden. Die Stunde der Ausgabe wird durch Af⸗ 
ſichen bekannt gemacht werden. 1 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten 

London, 7. Nov. Hier eingetroffene Nachrichten aus Shanghai 
vom 21. Septbr. melden, daß daſelbſt Ruhe herrſchte. Die anglo- 
chineſiſche Expedition bereitete ſich zum Angriff der Stadt Chapoo vor. 
In Japan war eine Aenderung der Dinge nicht eingetreten. 

Aus Melbourne vom 25. Septbr. wird gemeldet, daß daſelbſt aus 
Neuſeeland eingegangene Berichte die Lage der Maoris als weniger 
günſtig ſchilderten. 

Kopenhagen, 7. Nov. In der heutigen Sitzung des Reiche: 
rathes beantragte der Conſeilpräſident die Einführung der neuen Ver⸗ 
faſſung für Dänemark⸗Schleswig mit dem 1. Januar 1864. 

Stockholm, 7. Nov. In unterrichteten Kreiſen wird ganz be: 
ſtimmt verſichert, daß ein Allianz⸗Vertrag zwiſchen Schweden und 
Dänemark nicht unterzeichnet worden iſt. 


Preußen. 

— Berlin, 8. Nov. [Der Kronprinz. — Schritte zur 
Beilegung des Conflicts.] Der Kronprinz wird morgen Früh 
bereits hier erwartet, um der Kammer⸗Eröffnung beizupvohnen. Wenn 
man bedenkt, wie ſchnell der Beſchluß abgeändert worden, die Kammern 
durch den Miniſterpräſidenten eröffnen zu laſſen, und daß man ſich — 
wie thatſächlich geſchehen iſt, bewogen fühlte, den Kronprinzen ſofort 
aus Schottland hierher zu berufen, während er erſt Ende d. M. hier⸗ 
her zurückkehren wollte, ſo muß man zugeſtehen, daß ſeit Kurzem ver⸗ 
änderte Stimmungen gerade da eingetreten, wo ſie gewiß nicht erwar⸗ 
tet wurden. Man darf nicht allzuſanguiniſchen Hoffnungen Raum 
geben, indeſſen darf angenommen werden, daß man entgegenkommende 
Schritte zur Beilegung des Conflictes thun will. Schon beeifern ſich 
offiziöſe Federn, um an den neulich erwähnten Artikel der „Spenerſchen 
Zeitung“ nicht Erwartungen rege werden zu laſſen, allein ich habe 
Grund zu der Vermuthung, daß der Verfaſſer jenes Artikels bedeu⸗ 
tungsvollerer Inſpiration gefolgt iſt, als es den offiziöfen Zweiflern 
möglich war. Der Erfolg wird es lehren. (Vergl. dazu den Leitartikel 
der „Nordd. A. 3.) 

[Eröffnung des Landtages.] Die telegr. gemeldete Nachricht 
der „N. A. 3.“ lautet: „Se. Majeftät der König wird, wie nunmehr 
definitiv beſtimmt iſt, den Landtag Allerhöchſtſelbſt eröffnen. Auch Se. 
königl. Hoheit der Kronprinz wird zur Eröffnungsſitzung hier erwartet, 
doch hat ſeine Abreiſe von England durch die Stürme, welche das 
Auslaufen der Schiffe im Canal hindern, einen augenblicklichen Verzug 

erfahren.“ 

[Die Thronrede.] Man erzählt, daß die Thronrede, mit welcher 
heut (Montag) die Kammern eröffnet werden, zweimal eine Umgeſtal⸗ 
tung erhalten hat. Zuerſt war beſtimmt, daß der Miniſterpräſident 
die Sitzung eröffnen und Se. Maj. der König um dieſelbe Zeit zur 
Jagd nach Letzlingen abreiſen ſollte. Dann erfolgte, wie man ſagt, 
auf Anſuchen des Miniſters der Beſchluß, daß Se. Maj. in Perſon die 
Kammern eröffnen wolle, und nun wurde eine anderweite Faſſung der 
Rede nothwendig; endlich ſoll durch die politiſchen Vorgänge der letzten 
Tage eine abermalige Abänderung beliebt worden ſein. — In der 
ganzen vergangenen Woche fand ein ſehr lebhafter diplomatiſcher Ver⸗ 
kehr zwiſchen Berlin und Paris ſtatt. Man will wiſſen, daß der In⸗ 
halt der jüngſten napoleoniſchen Thronrede hier nicht überraſcht habe, 
weil man Andeutungen darüber empfangen hätte. In Bezug auf den 
letzten größern Paſſus der Rede ſcheint dies jedoch nicht der Fall ge: 
weſen zu ſein. 8 

* [Anerkennung des Rechtes der Volksvertretung in 
der Budgetfrage.] Das offizidfe Blatt, die „Nordd. Allg. Ztg.“, 
welche noch vor Kurzem Feuer und Flammen gegen die Anſichten der 
Liberalen in der Budgetfrage ſpie, nähert ſich jetzt auffällig dieſen An⸗ 
ſichten. So ſchlägt ſie in ihrem heutigen Leitartikel vor, das Budget 
in Ordinarium und Extraordinarium zu theilen und bei dem Nichtzu⸗ 
ſtandekommen eines Etatsgeſetzes das Ordinarium als Normalbudget 
zu betrachten, und fährt dann fort: 

Wenn nun durch eine Verfaſſungsbeſtimmung auf dieſe Weiſe die Fort⸗ 
exiſtenz des Staates auch unter einer der jeweiligen Kammermajorität nicht 
genehmen Regierung geſichert iſt, fo läßt ſich ohne Gefährdung des monat: 

iſchen Prinzipes der Satz durchführen, daß nicht bewilligte Ausgaben un⸗ 
ter keinen Umſtänden gemacht werden dürfen, es ſei denn unter Verant⸗ 
wortlichkeit der Miniſter. Und dann wird auch das Miniſter⸗Verantwort⸗ 
lichkeitsgeſez eine vernünftige, praktiſche Bedeutung erlangen und mancher 
innere Wbberſpruch der Verfaſſung gelöſt werden. Wenn dann freilich Ein⸗ 
richtungen, welche dauernde 3 nothwendig machen, bei einer Verwei⸗ 
gerung der dazu erforderlichen Mittel durch die Landesvertretung, unterblei⸗ 
en müſſen, auch wenn dadurch die Erreichung der erheblichſten Vortheile 
vereitelt werden ſollte, ſo iſt dies Feige: unvermeidliche 
Conſequenz einer conſtitutionellen Staatsverfaſſung, gerade 
wie die Beibehaltung eines mangelhaften Rechtszuſtandes, jo lange über ab⸗ 
zuändernde Geſetze eine Einigung der zur Geſetzgebung e drei Fak⸗ 
toren nicht erzielt iſt. Betrachten wir von dieſem Standpunkte aus die ge⸗ 
} 3383 e Verwickelung in unſerem Vaterlande, fo ſcheint auf den erſten 
lick auch nach den ſoeben entwickelten Grundſätzen die Regierung ein ern⸗ 

ſter Vorwurf zu treffen. Denn wenn auch bisher eine Scheidung zwiſchen 
einem ordentlichen und einem außerordentlichen Theile des Budgets bei uns 
rechtlich nicht eingeführt iſt, ſo wurde nichts deſto weniger thatſächlich wäh⸗ 
rend mehr als einem Decennium jener Unterſchied berückſichtit. Und wenn 
nun dennoch die Regierung die nicht bewilligten Koſten der Armeereorgani⸗ 
ation beſtritt, obgleich es ſich um eine neue, dauernde Ausgaben verur⸗ 

. Einrichtung handelte, fo hätte ſie, wie es ſcheint, dadurch die Rechte 

der Landesvertretung verletzt und den traurigen Zwiſt herbeigeführt, an wel⸗ 

em das Land nun ſchon ſo lange krankt. 
Am Schluſſe des Artikels heißt es dann: 

Was folgt nun aber aus unſerer Deduction für den gegenwärtigen Stand 
| der Dinge? Der wichtige Schluß: daß zwiſchen der Regierung und allen Den⸗ 
0 jenigen, welche ein demokratiſches Regiment in Preußen nicht wünſchen, ein 

prinzipieller Widerſpruch über das Recht der Kammern ni 
beſteht. Nie iſt von Seiten der Regierung, die ſelbſtverſtändlich nicht für 
alle Aeußerungen eines jeden Conſervativen verantwortlich gemacht werden 
kann, der Landesvertretung das Recht abgeſprochen, die Koſten für neue 
inrichtungen zu verſagen. Sie hat nur in einem conereten Falle dem, gegen 
die thatſächlichſten Bade rückſichtslos ſich verſchließenden Abgeordneten⸗ 
| Rn: gegenüber einen beſtehenden, wenn auch mangelhaften Re 1 7 


geltend gemacht, ohne übrigens das Bedauerliche des Hilfsmittels in Abrede 
zu ſtellen. Möchten doch Männer, die für ein monarchiſch regiertes Preußen 
aben, ſich weder durch Unzufriedenheit mit einzelnen nun 
ergangenheit liegenden Handlungen der Regierung, noch 
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Vierundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Sache zu machen, die bei der herrſchenden Verwirruung und Aufregung ihre 
demokratiſchen Ideale auszuführen bemüht ſind. Iſt erſt eine Verſtän⸗ 
digung darüber erzielt, daß der Landesvertretung ein wirk⸗ 
lich begründetes Recht nicht geſchmälert werden ſoll, ſo wird 
auch die beſtehende Differenz über die Heeresorganiſation leicht auszugleichen 
ſein, worauf man denn weiter zu einer geſetzlichen Regulirung der Budget⸗ 
frage wird ſchreiten können, durch welche auch für die Zukunft ähnlichen 
Streitigkeiten vorgebeugt werden muß. 

Die „Nordd. Allg. 3.“ ſpricht danach dieſelben Anſichten aus, 
welche von der liberalen Majorität des Abgsordnetenhauſes vertheidigt 
worden ſind, dieſelben Anſichten, welche die liberale Preſſe bisher ver⸗ 
theidigt hat. Auch von der äußerſten Linken der Fortſchrittspartei hat 
Niemand das Ordinarium des Budgets verweigert, nur das Extra⸗ 
ordinarium, die durch die Militärreorganiſation verurſachte Ausgabe⸗ 
ſumme, iſt abgelehnt worden, und auch dieſes nur ſolange, bis eine 
geſetzliche Feſtſtellung der Armeereorganiſation ſtattgefunden habe. Wenn der 
Artikel in der „Nordd. Allg. Z.“ inſpirirt iſt — und wir haben allen Grund, 
dies zu vermuthen, fo wird dadurch die Nachricht von der verſöhnlichen 
Stimmung in den maßgebenden Regionen beſtätigt, und wir haben 
auf eine Beilegung des Verfaſſungsconflicts zu hoffen. Wären dieſel⸗ 
ben Anſchauungen früher maßgebend geweſen, ſo wäre der Conflict nicht 
entſtandeu. i 

[Die nürnberger Conferenzen.] Die miniſterielle Provinzial⸗Cor⸗ 
reſpondenz ſchreibt: „Der Verlauf der in Nürnberg gehflogenen erathun⸗ 
gen über die öſterreichiſchen Vorſchläge läßt darauf ſch —— daß man dort 
zu der klaren Einſicht gekommen iſt, wie eine Verbeſſerung der deutſchen 
Bundes verfaſſung nur möglich iſt, wenn ſich zuerſt 15 5 und 
Oeſterreich unter einander über die Sache zu verſtändigen ſuchen. Zu der⸗ 
artigen Verhandlungen iſt unſer König ſtets bereit geweſen, und ein deut⸗ 
ſcher Fürſt, der Herzog von Gen e hat ihm dafür noch vor 
Kurzem in einem beſonderen Schreiben ſeinen lebhaften Dank ausgeſprochen, 
iſt aber auch eben deshalb, weil er das Verfahren Oeſterreichs mißbilligte, 
der nürnberger Conferenz, die hinter dem Rücken Preußens gehalten wurde, 
fern geblieben. An der Bereitwilligkeit Preußens, ſich mit Oeſterreich über 
gemeinſame Schritte zu verſtändigen, wird es auch fernerhin nicht fehlen; 
nur daß freilich das ungehörige Vorgehen der öͤſterreichiſchen Regierung die 
Sache in nicht geringem Grade verfahren und ſchwieriger gemacht hat.“ 

[Diplomatiſches Schreiben, betreffend die Bundesreform.] 
Die inſpirirten Correſpondenten ſchreiben: Die öſterreichiſche Antwort auf das 
Schreiben unſeres Königs, datirt vom 30. Oktober, iſt am 3. d. Mts. über: 
eben worden, und zwar nicht in der Form eines direkten Schreibens von 

konarch zu Monarch, ſondern in der einer Depeſche an den hieſigen öſter⸗ 
reichiſchen Geſandten. Wie zu erwarten war, iſt die Erwiderung nicht „Na⸗ 
mens der frankfurter Con reßmächte,“ ſondern ausſchließlich im Namen 
Oeſterreichs ertheilt. Im Uebrigen iſt der Inhalt des Schriftſtückes, ſowie 
auch der miterfolgten Denkſchriſt in den bereits bekannten Analyſen und Ans 
deutungen richtig angegeben. Heute iſt auch von Seiten Württembergs ein 
Antwortſchreiben hier eingegangen. Ver Inhalt deſſelben iſt weſentlich dieſer: 
Die württembergiſche Regierung habe in Erfahrung gebracht, daß Oeſterreich 
ſeine Erklärung bereits hier abgegeben. Der Inhalt dieſer Erklärung wird 
ſodann recapitulirt und dias e, das württembergiſche Cabinet ſei mit 
dieſem Inhalt einverſtanden und habe den dringenden Wunſch, daß es Preus 
ßen gefallen möge, ſich auf dem Boden der bſterreichiſchen Vorſchläge zu 
einigen. 
[Der Domſyndikus Wegner] hat für Labiſchin angenommen; 
in Goslin wird alſo eine Neuwahl nöthig. 

[Berihtigung.] Die Nachricht, welche die „N. Pr. Z.“ von 
einem Zuſammenſtoß des Wagens Sr. Maj. des Königs mit einem 
Omnibus bringt, in Folge deſſen Se. Majeſtät genöthigt geweſen wären, 
den Weg zu Fuß fortzuſetzen, iſt in ihrem ganzen Umfange unrichtig. 
Da ſich auch kein Vorfall ereignet hat, von dem man glauben könnte, 
daß er zu einem derartigen Gerücht Veranlaſſung gegeben, ſo wird es 
nöthig, jene Nachricht hiermit zu widerrufen. 

[Preßprozeß.] Der bekannte Prozeß gegen den Stadtrichter 
Hierſemenzel wegen Nichtbeſtellung der Caution für die von ihm her⸗ 
ausgegebene „Deutſche Gerichts⸗Zeitung“ kam geſtern in der Appella⸗ 
tions⸗Inſtanz beim Criminal⸗Senat des Kammergerichts zur Verhand⸗ 
lung. Die Nummer 4 der bisher cautionsfrei erſcheinenden Zeitung 
vom 28. Januar d. J. enthielt einen Artikel unter der Ueberſchrift: 
„Auszug aus den Aphorismen zu einer allgemeinen Rechtslehre von 
Suarez“, und dieſem Auszuge waren einige einleitende Bemerkungen, 
hinſichtlich der Anwendung dieſer Aphorismen auf die Gegenwart, vor⸗ 
ausgeſchickt. In dieſer Einleitung fand die Staatsanwaltſchaft eine 
politiſche Erörterung und einen directen Angriff auf die Juſtizverwal⸗ 
tung, durch welchen die Cautionsfreiheit überſchritten werde, und erhob 
deshalb gegen Stadtrichter Hierſemenzel auf Grund des § 42 des Preß⸗ 
geſetzes die Anklage. Der erſte Richter hielt den Antrag der Staats⸗ 
anwaltſchaft für gerechtfertigt und erkannte gegen den Angeklagten auf 
eine Geldbuße von 20 Thlr. event. 7 Tage Gefängniß. Der Ange: 
klagte hatte gegen dieſe Entſcheidung die Appellation eingelegt. Das 
Kammergericht beſtätigte das erſte Erkenntniß. Es nahm die in Frage 
geſtellte Veröffentlichung der Nummer 4 der „Deutſchen Gerichts⸗Zei⸗ 
tung“ dadurch als nachgewieſen an, daß die Bibliothek des Kammer⸗ 
gerichts dieſe Nummer beſaß. Der Gerichtshof nahm, ſoweit der Vor⸗ 
figende, Geh. Juſtizrath Nicolovius, zu verſtehen war, an, daß durch 
die Hinweiſung auf die Gegenwart dem Artikel ein politiſcher Charakter 
aufgedrückt worden. 


Demmin, 6. Nov. [Entlaſſung eines Schulzen wegen 
ſeiner Wahlſtimme.] Der hieſige Landrath v. Puttkammer hat 
unter dem 29. v. M. folgendes Schreiben an den Schulzen Michaelis 
zu Beggerow gerichtet: 

„Sie haben ungeachtet meiner an Sie unterm 22. d. M. gerichteten ein⸗ 
dringlichen Warnung geſtern als Wahlmann in der zweiten und dritten Ab⸗ 
ſtimmung für die dem Könige und Seiner Regierung feindliche Partei ge⸗ 
timmt. Daß Sie in der erſten Abſtimmung Ihre Stimme nicht dem Gra⸗ 
en von Schwerin⸗Putzar, ſondern dem Commerzienrath Häfke gegeben ha⸗ 
ben, von dem Sie wußten, daß er ſeitens der Conſervativen gar nicht auf⸗ 
eſtellt war, macht die Sache nur ſchlimmer, da Sie hiermit offenbar eine 

zerſpottung jenes königsgetreuen Ehrenmannes 8 haben. Durch 
dieſes Ihr Verhalten als Wahlmann haben Sie ſich der Achtung und des 
Vertrauens, die Ihr Beruf erfordert, unwürdig gezeigt, und ſind nicht län⸗ 
= fähig, das Ehrenamt eines Gemeinde Vertreters erſprießlich zu perſehen. 

enn wie kann der auf Anſehen und Vertrauen in der Gemeinde Anſpruch 
machen, der den ſeinem Könige und Herrn geleiſteten Eid der Treue und 
Unterthänigkeit 5 5 — Ich fordere Sie deshalb auf, ſich innerhalb 
8 Tagen bei dem königlichen Domänen⸗Amte zu Verchen über die Nieder: 
legung Ihrer Stelle als Schulze zu erklären, widrigenfalls ich die Einleitung 
des Disciplinar⸗Verfahrens auf Dienſt⸗Entlaſſung bei der königlichen Regler 
rung gegen Sie beantragen werde.“ (Oſtſ. Z. 
Seehauſen i. d. A., 2. Nov. [Verwarnung.] Die dem 
Verleger des „Altmärkiſchen Wochenblatts“ ertheilte Verwarnung lautet: 

In dem Artikel „zu den Wahlen“ in Nr. 81 des in Ihrem Verlage er⸗ 
ſcheinenden „Altmärkiſchen Wochenblattes“ wird der Inhalt verſchiedener, im 
Hinblicke auf die gegenwärtigen Landtagswahlen an die königl. Beamten ge⸗ 
richteten amilichen Erlaſſe bemängelt, und dabei in den Worten: „man ſollte 
doch von Behörden ꝛc.“ gegen die betreffenden Behörden in ſchmähender 


5 Stenerbewilligungsrechtes beſtimmen laſſen, mit denjenigen gemeinſchaftliche Weiſe der Vorwurf der Ungenauigkeit, ſo wie der mangelnden Kenntniß der! dem 
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Montag, den 9. November 1863. 


Verfaſſung ausgeſprochen. Dieſer Vorwurf kann zunächſt durch die Anfüh⸗ 
zung, daß in der Formel, nach welcher die Vereidigung der Staatsbeamten 
fehl gt, die in jenen Erlaſſen enthaltenen Worte: „Allergnädigſten Herrn“ 
fehlten, nicht begründet werden. Denn die Formel, nach welcher die Vereidi⸗ 
ung der Beamten bei dem Regierungsantritte Se. Majeſtät des 8 
tattgefunden hat, enthält jene Worte ausdrücklich, jene Behauptung iſt alſo 
thatſächlich unrichtig. Eben ſo wenig iſt aber der qu. Vorwurf durch den 

inweis darauf begründet, daß in den erwähnten Erlaſſen des Eides auf die 

erfaſſung nicht ausdrücklich gedacht worden iſt, ſowie daß die Beamten nicht 
„Staatsbeamte“, ſondern „tal. Beamte“ genannt worden find, Denn es iſt 
weder eine Ungenauigkeit, no verräth es mangelhafte Kenntniß der Verfaſſung, 
wenn die Beamten bei Gelegenheit der Erinnerung an eine ihrer vorzügl. Pflicht⸗ 
ten nicht gleichzeitig an die übrigen erinnert werden, und eben jo wenig, 
wenn dieſelben an Stelle der in der Verfaſſung gebrauchten Bezeichnung mit 
einer Bezeichnung belegt werden, welche zu erſterer nicht etwa im Gegenſatze 
ſteht, ſondern im Weſentlichen eine ſynonyme Bedeutung hat. Abgeſehen 
hiervon muß in dem erwähnten Artikel in dem Satze: „Je größer die Ma⸗ 
jorität fein wird“ ꝛc., eine Verletzung der Ehrfurcht gegen Se. Majeſtät den 
König gefunden werden. In Anbetracht deſſen, ſo wie der ſeitherigen Ge⸗ 
ſammthaltung Ihres Blattes, welche — wenn auch weniger direct — ſo doch 
im Ganzen ein gleich verwerfliches Streben gezeigt hat, wie es durch den 
Se rtikel dokumentirt wird, erthelle ich Ihnen hierdurch auf 
Grund der $$ 1 und 3 der Verordnung vom 1. Juni d. J., betreffend das 
Verbot von Zeitungen und Zeitſchriften, eine Verwarnung. 

Magdeburg, den 27. Oktober 1863. 
Der Regierungs⸗Präſident v. Kotze. 

An den Verleger des „Altmärkiſchen Wochenblattes“ 

Hrn. J. Semmler Wohlgeboren in Seehauſen. 
Halle, 6. Nov. [Städtiſches.] Die Stadtverordneten⸗Ver⸗ 
ſammlung hat den früheren Abgeordneten Prediger a. D. Fubel zum 
un beſoldeten Stadtrath gewählt. 

Barmen, 6. Nov. [Zur Nachwahl.] Die geſtrige Wahl⸗ 
männer⸗Verſammlung war von barmenzelberfelder Wahlmännern ſehr 
zahlreich beſucht. Als Candidaten wurden Hrn. Carl Hecker aus Bonn 
und J. Fr. Auffermann von hier aufgeſtellt. Herr J. Fr. Auffermann 
war anweſend und erklärte ſich auf Befragen zur Annahme eines Man⸗ 
dats bereit. Derſelbe legte darauf ſein politiſches Glaubensbekenntniß 
ab, welches die bekannten Punkte des Fortſchrittsprogramms ohne wenn 
und aber enthielt. Der Redner ſprach ſich hinſichtlich der Heeres⸗Reor⸗ 
ganiſation für Erleichterung der ältern Jahrgänge der Landwehr, na⸗ 
türlich für 2jährige Dienſtzeit aus, gegen Milikärgerichtsbarkeit, Kadetten⸗ 
häuſer und betonte ſchließlich feinen nationalen Standpunkt zur deutſchen 
Frage unter dem lauten Beifall der Verſammlung. Die Candidatur 
des Hrn. C. Hecker wurde darauf von dem Antragſteller ſelbſt zurück⸗ 
gezogen und die anweſenden 168 liberalen Wahlmänner erhoben ſich 
einmüthig und erklärten ſich einſtimmig für die Candidatur des Herrn 
J. F. Auffermann. Unter dem ſichtlich guten Eindruck dieſer Einigkeit 
trennte ſich die Verſammlung, nachdem vorher noch ein Wahlcomite 


gewählt war. — Das in der Verſammlung verleſene Ablehnungsſchrei⸗ 


ben des Herrn Schulze⸗Delitzſch lautet nach der „Elbf. Z.“: 
An die Wahlmänner von 
Elberfeld und Barmen. 
5 Geehrte Herren! > 
Wie Sie von Ihrer an mich geſendeten Deputation erfahren haben, mußte 
ich das mir von Ihnen angetragene Mandat für das Abgeordnetenhaus ab⸗ 
lehnen, da ich dem III. berliner Wahlbezirk ältere Verpflichtungen deshalb 


ſchuldete. Gewiß waren es dringliche und überwiegende Gründe, welche mich 


bewogen, mich in dieſer Weiſe zu entſcheiden, da ich die Wichtigkeit Ihres 
Wahlkreiſes, die Bedeutung des Erſtlingsſieges der deutſchen Fortſchritts⸗ 
partei gerade bei Ihnen, wohl zu würdigen weiß. Daß aber eben ſolche 
Gründe vorlagen, dafür möge Ihnen die Entſcheidung des Central⸗Wahl⸗ 
Comite unſerer Partei bürgen, welche einſtimmig dahin ausfiel: „daß ich 
verpflichtet jei, die Wahl in Berlin und nirgends anderswo anzunehmen.“ 
Gewiß ſind ſchon die durch mehrjährige Mandatsübertragungen zwiſchen 
einem Abgeordneten und ſeinen Wählern geknupften Bande edin. 
Verſtändniſſes und Vertrauens vom höchſten Werth und eine Bedingung 
gedeihlicher parlamentariſcher Wirkſamkeit. Indeſſen lagen noch außer⸗ 
dem theils allgemein ſachliche, theils durch die Situation bedingte, ſehr 
erhebliche Erwägungen vor, welche für e meines frühern 
Wahlbezirks ſprachen, von denen ich nur eine hervorhebe. Gleich 
Elberfeld » Barmen iſt der III. Wahlbezirk Berlins einer der in⸗ 
duſtriereichſten des Landes. ier hatte die große Handwerker⸗ und 
Arbeiter « Bewegung, welche ſich gegen die ſocialiſtiſche Agitation im 
letzten Frühjahre erhob, ihren Hauptſitz und erſten a 
hier war es mir vergönnt, durch meine Vorträge unmittelbar einzu⸗ 
greifen und zu ihrem Scheitern beizutragen. Von Neuem knüpft die⸗ 
jelbe in Berlin an, von Neuem muß ikr hier entgegengetreten werden. Dazu 
gehört, daß ich Abgeordneter des Bezirks bleibe. Unter meinen Wählern be⸗ 
finden ſich Elemente aus allen Klaſſen der Geſellſchaft, auch viele Arbeiter. 
Die wackeren Männer find ſeit Jahren gewöhnt, mich als den Hergen zu 
betrachten, ſie erachten mich als dem Bezirke feſt verbunden, und eine Ableh⸗ 
nung diesmal aus was immer für Gründen — davon habe ich mich ver⸗ 
ſichert — würde meine Stellung bei ihnen weſentlich erſchüttern. Dies und 
manches Andere, wovon ſich Ihre Deputation in Berlin ſelbſt zu unterrich⸗ 
ten Gelegenheit hatte, machte es mir unmöglich, Ihrem für mich jo ehren⸗ 
vollen Wunſche zu genügen, und ich darf zu Ihnen das volle Vertrauen he⸗ 
gen, daß Sie die beſtimmenden Rückſichten zu würdigen und den errungenen 
ieg für die Fortſchrittspartei in Ihrem Kreiſe, zu welchem ſich eine ſo große 
Majorität der Wahlmänner vereinigt bat, auch bei der bevorſtehenden Nach⸗ 
wahl zu behaupten 175 werden. Für welchen Kreis ich auch annehme, jo 
bleibt doch meine Wirkſamkeit im Abgeordnetenhauſe dieſelbe. Und daß die 
werthen Beziehungen zu Ihnen, die ich bei meiner Anweſenheit in Elderfeld 
vor 2 Jahren anzuknüpfen fo glücklich war, durch das mir bewieſene Ver⸗ 
trauen mich Ihnen nur noch feſter verbinden, davon geſtatten Sie mir, ber: 
ehrte Herren, vor er und den Wählern Ihrer beiden Städte vielleicht 
recht bald in perſönlicher Anweſenheit öffentlich Jeugniß abzulegnen. 
Mit herzlichem Gruß an die Urwähler und Wahlmänner don Elberfeld 
und Barmen. Hochachtungsvoll Schulze⸗Delitzſch. 
Potsdam, 30. Oktober 1863. 


Aus dem Kreiſe Mörs, 4. Nov. [Der Appellations⸗ 
gerichts-Rath v. Ammon) hat die auf ihn gefallene Wahl zum 
Mitgliede des Abgeordnetenhauſes angenommen, und dieſes auch den 
Wahlmännern des Kreiſes Mors, welche ihm ihre Stimme gegeben 
haben, in einem Schreiben vom 1. d. angezeigt. In dieſem Schreiben 
ſagt der Herr Appellationsgerichts⸗Rath: e 

„Das Vertrauen, welches Sie, meine Herren, mir erwieſen, legt mir die 
ſchwerſten Opfer auf. Nachdem ich ſchon vor 50 Jahren in den Freiheits⸗ 
kriegen für das Vaterland geſtritten, und ſpäter in öffentlicher politiſcher Thä⸗ 
tigkeit für Herſtellung der Ordnung gewirkt. — auch in mehreren Seſſionen 
des Landtages eine 7 Bürgerpflicht erfüllt hatte, glaubte ich in meinem 
Alter, welches geiſtig und körperlich ſeinen Tribut fordert, und bei meiner 
zahlreichen Famile, womit en der Wahrſcheinlichleit meiner Lebensdauer 
nur noch wenige Jahre zu leben babe, und wovon ich mich daher nur ſchwer 
trennen kann, berechtigte Anſpruche auf Verſchonung und Ruhe zu haben. — 
In dem Conflicte, welchen Ihre Wahl zwiſchen dieſen perſönlichen Entſchul⸗ 
digungsgründen und meiner rlandsliebe hervorrief, ſiegte jedoch die letz⸗ 
tere. Die ſchwere Zeit — und die Betrachtung, daß es nicht gut ſei, den 
extremen Parteien allein das Feld zu räumen, bewegen mich, jene Opfer 
bringend, von Neuem auf den politischen Kampfplatz zu treten.“ Auch werde 
er ſich bemühen, „ſeine Ueberzeugung furchtſos geltend zu machen und zus 

leich mit der entſchiedenen rung der Verfaſſung und der Geſetze auf die 
Mittel Bedacht zu nehmen, welche zur Berföhnung und zum Frieden zwiſchen 
Könige und ſeinem Volke führen konnen.“ (Rh.⸗ u. R.⸗Z.) 
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>“ hafteten Frauen, Mädchen und Männer in das Innere 


Koblenz, 4. Nov. [Eine Anklage auf Majeſtäts- und 
Miniſter⸗Beleidigung! ift gegen Advocat-Anwalt Bremig, den 
Vorſitzenden der kürzlich aufgelöften Urwähler⸗Verſammlung, von dem 
Ober⸗Procurator v. Breuning eingeleitet worden. Der Polizei⸗Inſpector 
hatte damals in den Worten des Vorſitzenden, in Betreff der Preß⸗ 
Verordnung eine Beleidigung des Staatsminiſteriums gefunden und 
daraufhin die Verſammlung zum Auseinandergehen aufgefordert; dem 
Befehle war Folge geleiſtet worden. Da der § 5 des Vereinsgeſetzes 
genau die Fälle angiebt, in welchen die Polizei berechtigt iſt, Verſamm⸗ 
lungen aufzulöſen (nicht rechtzeitige Anmeldung, Erſcheinen von Be: 
waffneten, und Faſſen von gefährlichen Beſchlüſſen), ſo hatte Anwalt 
Bremig bei der königl. Regierung Beſchwerde über das Einfchreiten 

der Polizei erhoben. In dem von der Polizei eingeforderten Berichte 
fand das Regierungs⸗Collegium keine Veranlaſſung, die Polizei wegen 
jener Auflöſung nachträglich zu tadeln, wollte aber, wie man vernimmt, 
keine Anklage erheben. Dies iſt jedoch jetzt von der Staats⸗Anwalt⸗ 
ſchaft geſchehen, indem fie die Sache dem Inſtructionsrichter zur wei⸗ 
teren Verfolgung übergeben hat. Diejenigen, welche jener Verſamm⸗ 
lung beiwohnten, ſind geſpannt darauf, zu erfahren, worauf ſich die 
Anklage gründet, da außer der bekannten Aeußerung von dem Vor⸗ 
ſißenden Nichts geſagt wurde, was irgend Anſtoß hätte erregen können. 


(Rh. 3.) 
Deutſchland. 


Frankfurt, 7. Nov. [Der europäiſche Congreß.] Side: 
rem Vernehmen nach iſt die Einladung des Kaiſers der Franzoſen zum 
Congreß zu Händen des Präſidial⸗Geſandten geſtern dem Bundestage 
zugegangen, und zwar bevor noch eine ſolche Einladung an die Adreſſe 
der beiden deutſchen Großmächte in Wien und Berlin übergeben war. 
(Wie wir anderweitig vernehmen, iſt die Einladung heute hier in Wien 
eingetroffen. Anm. d. Red. d. „Preſſe“.) 

München, 6. Nov. [Haberfeldtreiber.] Die Unterſuchung iſt zu 
Lenggries im vollen Gang. Wie weit die an dem letzten Haberfeldtreiben 
dort betheiligten Burſche die Frechheit trieben, erhellt daraus, daß ſie nicht 
allein eine große Anzahl von Schüſſen gegen das Haus abfeuerten, welches 
den beiden zu Lenggries ſtationirten Gendarmen zur Wohnung dient, ſon⸗ 
dern auch für kommende Haberfeldtreiben mit Brandlegung Braten und das 
e Schloß Hohenburg mit bengaliſchen Flammen beleuchtet haben 
ſollen. Seit einem Jahre iſt dieſer ſchmachvolle Unfug in einem Bezirk 
zwiſchen Inn und Iſar, wozu auch das Landgericht Ebersberg zu rechnen iſt, 
nicht weniger als neunzehnmal, in den letzten ſechs Wochen allein achtmal 
vorgekommen. Im Gerichtsbezirke Miesbach ſollten am Dinstag zwei 
Burſche, die dringend verdächtig ſind, bei dem Haberfeldtreiben hervorragende 
Rollen geſpielt zu haben, durch zwei Gendarmen und zwei Soldaten verhaf⸗ 
tet werden. Beide Burſche widerſetzten ſich, der eine entriß einem Gendarmen 
den Säbel und verletzte damit einen Soldaten am Arm. Die k. Kreisregie⸗ 
Aa von Ober⸗Baiern hat inzwiſchen Maßregeln gegen den tollen Unfug 
erlaſſen. ö 

Biberich, 7. Noobr. [Antwortſchreiben an Preußen.] 
Sicherem Vernehmen nach iſt die Antwort der herzoglich naſſauiſchen 
Regierung auf das die deutſche Reform betreffende Schreiben des Kö⸗ 
nigs von Preußen vom 22. Septbr. nach Berlin abgegangen. Das 
wiener Cabinet hatte vorher feine Erwiderung auf die preußiſchen Pro: 


2 poſitionen vom 22. Sept. der herzoglichen Regierung mitgetheilt. 


Darmſtadt, 5. Nov. [Diplomatie.] Wir erwähnten ſchon 
des Gerüchts, daß der frühere Präfident des Frankfurter Parlaments, 
Heinrich v. Gagern (jetzt Mitglied des großdeutſchen Vereins), einen 
diplomatiſchen Poſten erhalten ſoll. Wie es heißt, ſoll er an Stelle 
des verſtorbenen Frhrn. v. Drachenfels als großh. heſſiſcher Geſandter 
nach Wien gehen. f . i 

Frankreich. 

* Paris, 5. Noobr. [Zur Eröffnung der Seſſion. — 
Wahlproteſte. — Baron Budberg. — Verbot.] Bei Eröff: 
nung der Seſſion hatte ſich das Publikum zahlreich auf der Paſſage 
des Kaiſers und ſeines Hofes von den Tuilerien bis zum Pavillon 
Denon aufgeſtellt und amüſirte ſich an den prächtigen Galawagen und 
über die gold⸗ und ſilberbeladenen Livreen der Dienerſchaften. Aber 
von Enthuſiasmus bei Annäherung des Kaiſers war nichts zu bemer⸗ 
ken. Einzelne Hoch ließen ſich vernehmen, verſtummten aber bald vor 
der allgemeinen Gleichgiltigkeit. — Von den Deputirten der Oppoſition 
waren die Herren Havin, Gueroult, Darimon und Henon in Uniform 
zugegen, die Herren Lamprecht, Gavini, Mallezieur, Lanjuinais und 
Pierron im ſchwarzen Civilanzuge. Es fehlten die Herren Thiers, 
Jules Favre, Marie, Berryer, Picard, Ollivier, Pelletan und Simon, 
welche den Eid alſo in die Hände des Präſidenten des geſetzgebenden 
Körpers ablegen werden. Die Geſandten waren mit Ausnahme des 
Fürſten Metternich vollzählig zugegen. Der römiſche Nuntius beobach⸗ 
tete eine ſtolze unerſchütterliche Ruhe, ſeine Züge verriethen nicht die 
geringſte Bewegung. Der türkiſche Geſandte ſchien hie und da ein 
Lächeln nicht unterdrücken zu können. Lord Cowley zeigte eine nad): 
denkliche, faſt melancholiſche Miene. — Der „Temps“ meldet, daß 46 

Proteſte gegen Wahlen zum geſetzgebenden Körper eingelaufen find, und 
führt die Namen der beſtrittenen Candidaten namentlich auf. Voraus⸗ 
ſichtlich werden die Wahlprüfungen daher viel längere Zeit als ſonſt 
erfordern, ſo daß man nicht ſo bald zur Adreßdebatte gelangen wird. 
— Wie man von ſehr gut unterrichteter Seite verſichert, hat der ruf: 
ſiſche Botſchafter, Herr von Budberg, nach einer, geſtern Abend ſtatt⸗ 
gehabten Conferenz mit Hrn. Drouyn de Lhuis die beruhigendſten 
Depeſchen nach Petersburg geſchickt und wird morgen vom 
Kaiſer in einer beſonderen Audienz empfangen werden. — 
Der Polizeipräfekt hat allen Zeitungsverkäufern verboten, vor Beendigung 
der Adreßdebatten ihren Kunden die Zeitungen ins Haus zu ſenden, 
oder ſie für die Stunde auszuleihen. Zweck der Maßregel iſt, dieſe 
Debatten ſo Wenigen als möglich unter die Augen zu bringen, da die 
meiſten Pariſer keine Zeitungen abonniren, ſondern ſich täglich ein an⸗ 
deres Blatt kaufen, und die Arbeiter es namentlich es nur auf eine 
Stunde für einen Sou leihen. 
Paris, 7. Nov. [Dementi. — Der europäiſche Congreß. 
— Marſchall Forey.] Der heutige „Moniteur“ erklärt es für un: 
begründet, daß die Regierung die Abſicht kundgegeben habe, die Pferde⸗ 
und Wagenſteuer abzuſchaffen. — Der „Conſtitutionnel“ bringt emen 
Artikel Limayrac's, worin die Ueberzeugung ausgeſprochen wird, daß 
die Regierungen und Völker, welche ſchon ſeit ſo langer Zeit unter 
einem Zuſtande der Dinge litten, der den neuen Bedürfniſſen und Be⸗ 
ſtrebungen unſeres Zeitalters nicht mehr entſpreche, den von dem Kai⸗ 
ſer vorgeſchlagenen Congreß nicht zurückweiſen werden. Dieſer Con⸗ 
greß würde Herrn Limayrae zufolge die Stelle des gegenwärtig zwiſchen 
den verſchiedenen Nationen beſtehenden Antagonismus einen wahren 
Frieden treten laſſen, nicht einen künſtlichen und nur um eines Haares 
Breite vom Kriege entfernten, wie er jetzt vorhanden ſei. — In ſeiner 
an das franzöſiſche Expeditions⸗Heer gerichteten Abſchieds⸗Proklamation 
ſagt Marſchall Forey zum Schluß: „Soldaten: Wenn Ihr nach Frank⸗ 
reich zurückgekehrt ſeid und Euch die Wechſelfälle des Krieges aber⸗ 
mals unter meinen Befehl ſtellten, ſo würde ich mich glücklich ſchätzen, 
wiederum an der Spitze des tapferen mexicaniſchen Heeres zu ſtehen. (K. Z.) 
u ſ lan d. 
Unruhen in Polen. 
#H# Warſchau, 7. November. [Transport der ver: 
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dingt das Beſtreben erkennen, die Treue und Ehrfurcht gegen Se. 
den König zu verletzen. i 
das Abgeordnetenfeſt in Görlitz beſchrieben und der Inhalt mehrer hierbei 
gehaltener Reden, namentlich eine Rede des Abg. v. Carlowitz mitgetheilt, 
von dieſer letzteren aber geſagt wird, daß es unter den gegenwärtigen Preß⸗ 
verhältniſſen zwar nicht möglich ſei, den Inhalt der vortrefflichen 
derzugeben, daß der Redner jedoch darüber geſprochen habe, wie das Abge⸗ 
ordnetenhaus an dem jetzigen Conflict keine Schuld trage, wie nicht die Zahl 
der Bataillone, ſondern der Geiſt Preußen wehrhaft mache, wie die Durch⸗ 
führung der Verfaſſung als ein gutes Recht des Volkes, nicht aber als Gnade 
gefordert werde, wenn endlich in dieſem Artikel die Verordnung p. 1. Juni als 
Preß⸗Ordonnanz bezeichnet wird, jo bezweckt derſelbe unverkennbar, die Ein⸗ 
richtungen des Staates und die Anordnungen der öffentlichen Behörden durch 
Behauptung theils entſtellter, theils gehäſſig dargeſtellter Thatſachen dem 
Haſſe und der Verachtung auszuſetzen. Der 
J. d. M. endlich, welcher den Ausfall der jetzigen Wahlen und die größere 
Anzahl der in's Abgeordnetenhaus gewählten Conſervativen in höhniſcher und 
gemeiner Art beſpricht, ift in hohem Grade geeignet, den öffentlichen Frieden 
durch Aufreizung der Angehörigen des Staats gegeneinander zu gefährden. 
Ich ertheile Ihnen daher auf Grund der §§ I und 3 der Verordnung, be⸗ 
treffend das Verbot von Zeitungen und Zeitſchriften, vom 1. Juni d. 
hierdurch die zweite Verwarnung. 


’ ob., 
auf 67, 12½ und ſchloß 
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Rußlands.] Die vor mehreren Tagen nach der Citadelle abgeführ⸗ 
ten Damen gehen heute oder morgen mit der Eiſenbahn nach Ruß⸗ 
land ab, ohne daß man erfährt, nach welchem Winkel des Kaiſer⸗ 
reichs. Auch die verhafteten jungen Mädchen ſind von dieſer Depor⸗ 
tation nicht ausgeſchloſſen. Der Vater der 15jährigen Zwillings⸗ 
ſchweſtern Fleiſcher hat den General Rozwadowski angefleht, ihm die 
Schuld ſeiner Kinder zu nennen, und erhielt zum Beſcheid, daß eine 
eigentliche Schuld nicht vorliegt, daß der Graf Berg es aber für rathſam 
hält, ſie gleich den anderen jüngeren und älteren Damen von hier zu ent⸗ 
fernen. Die Bitte des unglücklichen Vaters, ihm wenigſtens den Ort zu 
nennen, wohin die Kinder geſchickt werden, damit er zu ihrem Empfange und 
zu ihrer Verſorgung eine ältere Perſon vorausſchicken kann, wurde nicht 
gewährt. — Auch ſollen in der heutigen Nacht all' die vornehmen Bür⸗ 
ger, welche vor einiger Zeit verhaftet wurden, ſo wie andere Perſonen 
von Bedeutung, im ganzen 60 an der Zahl, abgeführt werden; nie⸗ 
mand weiß wohin. Thatſache iſt, daß die erwähnten Perſonen, Da: 
men ſowohl wie Herren, ohne Verhör und Urtheil, auf bloßen Spruch 
des Generals Berg, weggeſchickt werden, wie das ſchon zu wiederholten⸗ 
malen mit Perſonen geſchah, deren von der aſiatiſchen Grenze hier 
eingetroffene Briefe es beſtätigen, daß ſie nicht einmal verhört waren. 
Für ihre nothdürftigſte Bequemlichkeit auf der Reiſe iſt nicht die min⸗ 
deſte Sorge getragen worden, nicht einmal warme Kleider erhielten ſie 
auf der Reiſe, weßhalb ſie faſt alle vor Kälte erkrankten. 
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Breslau, 9. November. [Diebſtähle.] Geſtohlen wurden: Gabitz 
Nr. 13 ein Bettüberzug von weißem hirting; von einem Rollwagen ein 
Colli, ſignirt S. B. 118, enthaltend ein Stück Mouſſelin de laine, 62% 
Ellen Caſſinet, 4 Dutzend Zephir⸗Cachenez, 4 Dutzend ſchwarzweiße Tücher 
und ein Stück grau Grosgrain. 5 

Polizeilich mit Beſchlag belegt: eine goldene Damenuhr, ein goldenes 
Collier, eine goldene Kette mit Schlüſſel und Petſchaft, ein großer und ein 
kleiner goldener Siegelring, erſterer mit violettem Stein, ein goldener Rin 
mit weißem Stein, ein goldener Ring mit grünem Steinchen, ein dergl. 
Ring, aus welchem die Steinchen bereits herausgefallen, ein krongoldener 
Ring mit blauem Steinchen, vier ſilberne Ringe, zwei goldene Schlangen⸗ 
Ohrringe, zehn Stück ſilberne Meſſer, ſechs Stück dergleichen Gabeln, vier 
ſilberne Eßlöffel, einer derſelben gezeichnet P., ein ſilberner Kinderlöffel, 
dreizehn ſilberne Kaffeelöffel, ſechs eiſerne Meſſer und ſechs dergleichen 
Gabeln, 2 Stück Plätteiſen ohne Bolzen, 1 meſſingener Mörſer mit Stößer, 
3½ Schoß weiße Leinwand, 1 Stück weiße Leinwand von ca. 25 Ellen, ein 
Stück weißen Barchent von 22 Ellen, 2 Stück weißen Piquee, 26 Ellen 
blauen Neſſelkattun, 2 Stück ungebleichten Kattun, (2) Stück braunen und 
5 Stück weißen Barchent (Reſte), 1 Stück blaue Leinwand, 1 Stück braun⸗ 
und weiß⸗ und 1 Stück blau⸗ und weißkarrirte Züchenleinwand, 5 Stück 
(Reſte) roth⸗ und weißkarrirte Leinwand, 1 Stück braun⸗ und weißgeblumten 
Kattun, 1 Stück grauen Zeug, 3 gedruckte Leinwandſchürzen, 2 Stück rothe 
Purpurtücher, 2 rothwollene Tücher, 5 Stück rothe Taſchentücher, 3 weiße 
Taſchentücher, gez. C. S. mit Krone, 9 Stück weiße Taſchentücher, gez. A. 1, 
J. N., P. K. 5, W. 6. M. P. B. B. 11. A. 5. 4, J. F. 5, A. B. 2. 
drei weiße Tiſchtücher, gez. S. E. R. und J. 15 3. und C. L. 18., ſieben 
weiße Servietten, gezeichnet P. A., I A. M. 3., K. 1, C. L. 18. 
15., 14., 5., 3. eine graue Serviette, 8 weiße Handtücher, gez. C. L. mit 
verſchiedenen Nummern, 25 Stück ungebleichte Schachwitz⸗Handtücher, 5 Stück 
Küchenhandtücher, gez. O. M. 7, — S. 7, — K., — E. S. 7, — H. T. 1. 

Angekommen: v. Balluſeck, Oberſt und Flügel⸗Adjutant Sr. Majeſtät 
des Kaiſers von Rußland, aus Petersburg. Frhr. v. Falkenſtein, Oberſt 
und Commandeur, aus Schweidnitz. Fürſt von Sulkowski und Fürftin 
mit Prinzeſſin von Sulkowska aus Schloß Reiſen. v. Bögen, geborne 
Prinzeß Byron von Curland, Generalin, aus Berlin. Leſſer, königlich 
ſächſiſcher Generalconſul, aus Warſchau. 3 (Bol⸗ B.) 


Görlitz, 7. Nov. [Zweite Verwarnung.] Dem Verleger 
der „Niederſchleſiſchen Zeitung“ iſt heute nachſtehende zweite Verwar⸗ 
nung zugegangen: 5110 

„Die in Ihrem l 0 erſcheinenve „Nieverſchleſiſche Zeitung“ verfolgt 
trotz der Ihnen unterm 16. Juni d. J. von mir ertheilten Verwarnung nach 
wie vor fortgeſetzt eine die öffentliche Wohlfahrt gefährdende Haltung. Dies 
geht nicht allein aus dem Inhalt des Leitartikels: „Die deutſche Frage“ 
in No. 196, ſowie aus dem Feuilletonartikel: „Das Abgeordnetenfeſt in 
Görlitz“ in No. 203, ſondern namentlich auch aus den beiden Leitartikeln: „Der 
Schluß des Fürſten⸗Congreſſes“ in No. 205 und „Die politiſche Recognos⸗ 
cirung“ in No. 257 deutlich hervor. Indem nämlich in dem Leitartikel der 
No. 196 unter Andern geſagt wird: „Die nationale Idee fange nunmehr an 
ſich Bahn zu brechen auch bei den Häuptern „von Gottes Gnaden“, und in dem 


x 


Leitartikel der No. 205: „Die Völker von heute haben die Theorie vom beſchränk⸗ 

ten Unterthanen⸗Verſtande“ längſt als abgethan in die Rumpelkammer der Ver⸗ 

e geworfen, und haben einſehen gelernt, daß „ſelbſt Hand an's 
er 


legen, beſſer ſei als Hoffen und Harren“, ſo laſſen dieſe Sätze Hi 
ajeſtät 
Wenn ferner in dem Feuilleton⸗Artikel der Nr. 203 


ede wie⸗ 


Der Leitartikel in Nr. 257 vom 


Liegnitz, den 5. November 1863. L 
Der Regierungs⸗Präſident Graf v. Zedlitz⸗Trützſchler. 


Jänkendorf (Kr. Rothenburg), 5. Novbr. [Adreſſe und 


Antwort.] An Se. Maj. den König war unmittelbar nach der Ab-] v 
geordnetenwahl in Muskau am 28. Oktober nachſtehendes Telegramm 


abgegangen: „Allergnädigſter König und Herr! Ew. Majeſtät ver⸗ 
ſichern die in der Minorität gebliebenen mehr als 100 königstreuen 


Wahlmänner des muskauer Wahlbezirks ihre unerſchütterliche Treue und 
Anhänglichkeit und bitten: ihr geliebter König und Herr wolle in dieſer 
verwirrten Zeit Seinen ſtarken Arm nicht von Seinem irregeführten 


Volk abziehen.“ (Folgen zur Beglaubigung mehrere Unterſchriften.) 


— Darauf erhielt (wie die „Görl. Ztg.“ mittheilt) der mitunterzeich⸗ 
nete Fürſt Reuß auf Jänkendorf nachſtehende Antwort: „Blankenburg, 


28. Oktober 1863. Mit meinem aufrichtigen Dank für das Tele⸗ 
gramm bedauere ich die Minorität und warte auf beſſeres Verſtändniß, 
was Preußens Ehre Noth thut. Wilhelm.“ 


meteorologiſche Beobachtungen. 


Der Barometerſtand del o Erb. gas Luft⸗]“ Winde: Ay 
in Pariſer Linien, die Tempera⸗ Temvpe⸗ richtung und Wetter. 
tur der Luft nach Nraumur, | rometer. ratur. Stätte, 
N REN EEE 
Breslau, 7. Nopbr. 10 ll. Ab. 331,46 | 1,4 W. 3. Heiter. 
8. Nopbr. 6 U. Mrg.] 331,14 2 W. 2. Trübe. 
2 U. Nachm. 331,5 4,1] W. 1. Trübe. 
10 U. Abos. 331,48 | +1,6| ND. 0. Heiter. 
9. Nopbr. 6 U. Mrg.] 332,20 0% ] O. 1. Trübe. 


— — — 4 3—.—————— ͤ r——ů—ꝛ ER 
Breslau, 9. Nov. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 12 F. II Z. U.⸗P. — F. 9 . 


Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
achm Die Rente eröffnete zu 67, hob ſich 
in ziemlich feſter Haltung, jedoch unbelebt, zur Notiz, 


Tele 
ee 


Nachm. 3 Uhr. 


J., Früh % Kälte. 


12 Uhr waren 91%, eingetroffen. Schluß⸗Courſe: 
Zproz. Rente 67, talien. 5proz. Rente 72, 95. Italien. e Anl. —. 
Zyrz. Spanier 51%. Pr Spanier 47%. Deiterr, Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien 
408, 75. Credit⸗Mobilier⸗Aktien 1083, 75. Lomb. Eiſendahn⸗Aktien 537, 50. 
London, 7. Nov., Nachm. 3 Uhr. Türk. Conſols 48%. Silber 61% — 
61%. Regneriſch. Conſols 91%. Iproz. Spanier 48%, Mexikaner 40%- 
5proz. Ruſſen 93. Neue Ruſſen 89½. Sardinier 89%. 
Der Dampfer „Bremen“ iſt aus Newyork mit einer Baarfracht von 
122,100 Dollars in Cowes eingetroffen. e g 
Wien, 7. November, Nachmittags 12 Uhr 30 Minuten. _ Sprozentige 
Metalliques 74, 80. 4 proz. Metalliques 66, 25. 1854er Looſe 92, 25. 
Bank⸗ Aktien 785, —, Nordbahn 163, 60. National» Anleben 81, - 
Credit⸗Aktien 182, 10. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien⸗Cert. 182, 25. London 
114, — Hamburg 85, 50. Paris 45, 10. Gold —. Böhmiſche Weſt⸗ 
bahn 154, 50. Neue Looſe 137, 50. 1860er Looſe 95, 55. Lomb. Eiſen⸗ 
babn 244, excl. Div. > 7 
rankfurt a. M., 7. November, Nachm. 2 Uhr 30 Minuten. Oeſterr. 
Spekulationspapiere eröffneten höher, blieben aber in Folge der Disconto⸗ 
Erhöhung in Paris matter. Böhm. Weſtbahn —. Finnländiſche Anl. 8461. 
Schluß⸗Courſe: Ludwigshafen⸗Berbach 141. Wiener Wechſel 10l. 
Darmſt. Bank⸗Aktien —. Darmſt. Zettel⸗Bank 250. Fproz. Metalliques 
64%, 4 prozentige Metalliques 564%. 1854er Looſe 77%. Oeſterreichiſche 
National⸗Anleihe 68%. Her ere Staats⸗Eiſenbahn⸗Attien 186. Oeſter⸗ 
reichiſche Bankantheile 792. Oeſterreich. Credit⸗Aktien 184. Neueſte öfters 
reichiſche Anleihe 83%. Oeſterr. Eliſabetbahn 117. Rhein⸗Nahebahn 27. 
Heſſiſche Ludwigsbahn 126. X Ä 
Hamburg, 7. Nov., Nachm. 2 Uhr 30 Minuten, Feſt bei geringem 
Gefhäft und meiſt nominellen Courſen. Geld eher williger. Schluß⸗ 
Courſe: National⸗Anleihe —. Oeſterr. Credit⸗Aktien 78%. Vereinsbank 
| 


Conſols von Mittags 
I 10. 


—, Nordd. Bank 103%; Rheiniſche 96. Nordbahn 59. Disconto 85 
Hamburg, 7. Nov. [Getreidemarkt] Weizen loco fe ab Däne⸗ 
mark eher geſuchter. Roggen ſtille und unverändert. Oel loco und pr. 
Nov. 24, pr. Mai 24%. Kaffee kleines Conſumgeſchäft. Zink ohne Umſatz. 
Liverpool, 7. Novbr. [Baumwolle.] 4,000 Ballen umſaß. — 
Preiſe gegen geſtern unverändert. Middling Orleans 28%, Upland 28, 
Fair Dhollerah 237 —23 . 


Berliner Börse vom 7. November 1863. 


Elsenbahs-Gtamm Aotien. 
Dividende pro 1881 1862 Zi, 


Fonds- und Gold-Onarse 
Freiw. Staats-Anl. . .\44,100%, bz. 


st: Anl. 5 104 db». \ 
5 8 6 b. Aachen-Düsseld.| 3%; 3% — tg 

dito 1864144 100% bz Aachen-Mastrich| 0 0 4 28 Be 

dito 18551411001, bz Amsterd-Rottd. | 8 6, 4 108“ d 

dito 18500400 % b Berg -Märkische| 8 8ſt |105% de 

dito 1857 47100 % b. Berlin-Anhalt...| 8%| 81414 152 ½ ba 

dito 18590%4% 100% bz Berlin-Hamburg 6 6½% 120 etw. bz. 

dito 185314 106% B. Berl.-Poted.-Me. 11 |14 4 186% @. 

Itaats-Schuldscheine 3'481, bs. Berlin-Stettin. 77 79 - 8 

Präm.-Anl. von 1855|» 120% . Böhm. Westb. . 8 a 135 =, 

Berliuer Staat-obL. AL zu Breslau-Freib.. . * 84 258 

3, Kur- u. Neumärk. 8 ½ 80 U. Oöln-Minden... . la 4 3 136 

3 | Pommersche ei 3188 ¼ B Cosel-Oderberg. | 0 4 ** bz. 

5 Posens cho EINE dito St,-Prior.| — | — 4% — 

8 0 len nr Are dito dito —— 5 — —— 

3/ dito neue. . 4% ½ bz Lud wech. Herb. 8 | 9 % 14% 5 

L Schlesische. .. 3% . — e 12˙ 111 E 

ven agd.-Leipzig... yon 1, 
ee Magd.-Wittenbg.| 1%| l 1 66% 4 % ba 
2rosensche.. 4 06 b 2 Mainz-Ludwgsh.| 7_ | 1½ 125 ½ be. 

5 /Preussische. . |97 bz. Mecklenburger... 2 2% |63 dr.u.0 

) Westph. u. Rhein. 4 197%, B. Neisse-Brieger. .| 3 4% 4 85 ½ ba. 

3 Sächsische. 4 Im @ Niedrschl.-Märk.| 4 ie, 415% bu. | 

(Schlesische. 4 197% da. en ame Hi = 91 — — 

Louisd’or 110% b. |Oest, Bankn. 874% bz. ODergäilke, Am 75, 101 37½ 158 b.. 

Galdkronen g. 7 G. IPoln. Bankn. 93 ½ bz. dito B.. J 12501 15 139% d= 

slä ohe Fonds. dito 0. .| 7% 10 3½ 153 b2. 

Destorr. man 5 657% 6 Oestr. Fr. St.-B. 6 — 5 1054,40, —.— 
dito Nat-Anl 5 od u. 3 Oestr.südl. St.-B. 85 | — ‘ 8 „4b. 
dito Lott.-A. v. 6005 84483 J % ba. 99 en 2% : Ha ben 
dito Ser Pr.-A. 4 . 1 5 H ‘ ik, An 
dito... Eisenb.-L. . 80,5 5 art a 188 

uss. Engl. Anl. 18628 87 ½ bz u. B. ein-Nahe 8 sh ha 
dito 4½% Anl. 44 — er Rhr.Cr£.K.Gldb. .| 345| 4% Mi u 2 
dito Poln. Sch.-Ob.]A |71 ba. Stargard-Posen .| 4 | 6 ® 3. 2 

Poln. Pfandbr...... 4 Thüringer . 6% 7% 24% B. 


dito III. Em. 1 82% ba. 
Poln. Obl. & 500 FLIA 87% B. 
dito 4 300 Eis 30 5. 


dito à 200 Fl. — 122% 6. Berl. Kassen-V, | 57 545 116 6. 1 
Kurhasg 40 Thlr.. .. — 156% etw. bz. || Braunschw. B. 44 73% etw. b u. G. 
Baden, 35 El. Loose. — 30 / B. Bremer Bank. . 55 | 5 107 @. 

Eisenbahn-Prioritäte-Aotien. De BE ee 5 
zerg. Märkische . 4/10 G. Geraer Bank. . ö] 7 % 6. 

dito II. 4% 9% ba. Gothaer „ 52 93 etw. br u. B. 

dito IV. 4½ 99% B. Hannoversche B. 4% 5 Os etw. bz. 
dito UI. v. St.3½ g. 08 7015 bz. Hamb. Nordd. B. 5 6 102 
CblnHlinden 4% 100 „ Vereins-B. 5 103% 6 

dito 1. 3% d Königsberger B. 5} 5K 100 8. 

2. der Luxemburger B. 10 |10 0 f n 

10 5 1. Magdeburger B. 4% 4,14 

dito 4 lach, onde u 0 Posaner Bank >. st sh 4 Y.B 
ae 11 .I b Preusa. Bank-A. 64,144 12544 6 
a nt win): 13 2 — Thüringer Bank 2%] 3 4 1, @ 
Niederschl. Märk. . 4 %% b. e x | e 

ad a 95 0 Berl. Hand.-Ges. 89 4 u B. 
ito 0 ee Coburg.Oredb.A. 3 | 8 4 6 
„ dito IV. 40% B Darmstädter „ 5 16% 8% b. 
Niederschl. Zwelgb. Dessauer „ N 7 [3% 0 

Lite. B. „ e 01 B. Dise.-Com.-Ant.. 6 7% 98% bzu.B 
Oberschles. A. LU 2 — Genfer Credb. A. 2 | — 4 620% a % bz. 

dito B BR. 3 Bi Leipziger „ 8 1 3½%4 75 B 

dito C. u. P. 4e 8 ger „6 | 7 |4 | etw. bz. 

dito E. 17 82% br. MoldauerLäa.-B. 1, %% 33 k. 

dito F.. 421100 G. Oesterr.Credb.A. 1. RAR 705,8 bz 
Oest. Franz 3 1256455 bz u. B Schl. Bank-Ver. 6 |6 4 0 
Oest. güdl. St. B. in 266 b. | 
Rhein v. St. gar.. — —— Minerva 0 — 15 122% B. 
Rhein.-Nahe-B. er 4K N 52 Fbr.v.Eiseubbäf. 6¼l — 8 Un. 

Wechsel- Course. 
Amsterdam 250 ll. . 40 T. M42 ba. j Augsburg 100 Fl. 2 M.ı56. 20 bz. 

dito dito 2 M. 141½ ba. Leipzig 100 Thlr.. 48 T. % ba. 
Hamburg 300 Mk.. . 8 T. 181% bz. dito dito 2 M. 9 ½% ba. 

da dito 2 M. 1000 ba. Frankfurt a. M. 100 Fi. 4 A. 68. 22 ba. 
London I L st.... 3 M.. 1 % bz. Petersburg 100 8.-R.. 3 W. 103 % br. 
Paris 300 FEres . 42 M. 719% bz. dito dito 3 M. 101 bz. 
Wien 180 Fl.. . 8. T8 7½ bz. Warschau 90 S.-R. 8 T. 3% B 
dito dito 2 M. 88% bz. Bremen 100 Thlr.. 8 T. 10 ba 
* Breslau, 9. Nobbr, Wind; Nord. Wetter: trübe. Thermometer 


Die zeither vorherrſchend matte Sti blieb auch am 
heutigen Markte 1 ER Semen 0 

Weizen ſchwach beachtet, pr. 84 Pfd. weißer 54—67 Sgr., gelber 52— 
60 Sgr., feinſte Sorten über Notiz bezahlt. — Roggen wenig beachtet, pr. 
1 Pfd., 40 — 43 —46 Sgr. — Gerſte nur in feinſter Waare zu placiren, 
pr. 70 Pfd. weiße 38-39 Sgr., gewöhnliche 34—37 Sgr. — Hafer ruhig, 
r. 50 Pfd. 26—29 Sgr. — Etbſen wenig beachtet. — Wicken fehlen. — 
Schleſiſche Boh nen gefragt. — Schlaglein, ſtilles Geſchäft. — Oelſaa⸗ 
ten wenig angeboten. — Rapskuchen preishaltend, 49—53 Sgr. pr. Ctr. 


i Sgr. pr. Schff. Sgr. pr. Sch · 
Weißer Weizen 546267 Wicken 45—48— 50 
Gelber Weizen 52—56—61 Sgr. pr. e tto, 
Roggen 404346 Schlag⸗Leinſaat . 185— 195 
Here . 4. A 34—37—40 Winter⸗Raps 186—202— 212 
Ae et eee 26—27—29 Winter⸗Rübſen 180—195— 204 
bed .. e 48—52—56 Sommer⸗Rübſen.. 155—165—175 
Kleeſaat ſchleppendes Geſchäft, rothe 9 —11 12 13% Thlr. 


weiße 11—13—17—19 Thl Ctr. 
Thymothee 54 7 Tln pr. 


. Gentner, 
Kartoffeln pr. Sack a 152 Pfd. Brutto 27—33 Sgr., pr. Metze neue 
U 


1411 Sgr. 
Rohes Rüböl pr. Ct 9—— u a 11% Thl bjabt 
r. Ctr. loco und November r., pr. 
11% Thlr. Spiritus pr. 100 Quart à 80 % Tralles loco 180% Allr pr. 


November 13% Thlr., Frühjahr 14% Thlr. 


eater-Mepertoire, 
‚Alefiaupro Stradella.“ Romantiſche Oper 
B. Friedrich. Mufit von F. v. Flotow. 

3 Bir von Schiller’ Geburtstag, 
. geſprochen don Fräul. Heintz. Hierauf: „Die Ver 
ſchwörung des Fiesko in Genna.‘’ Trauerſpiel in 5 Alten von Fr. 
v. Schiller. (Fiesko, Hr. Alexander Liebe.) 


Eiſenbahnſchienen zu Bauten billigſt bei Siegmund 
Landsberger, Reuſcheſtraße Nr. 45, Kärger's Hotel. 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Stein. 
Druck von Graf, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau, 


Y 


Montag, den 9. Nov. 
in 3 Akten mit Tanz von 
Dinstag, den 10. Nov. ur 


n 


